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Antrag betr. Enquete-Kommission Verfassungsreform 

Antrag betr. Enquete-Kommission zur Reform der 
bundesstaatlichen Struktur 

(Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Beide vorliegende Anträge verlangen die Einsetzung einer 
Enquete-Kommission mit der Aufgabe, das Problem einer Re- 
form des Grundgesetzes zu überprüfen. Die Untersuchungs- 
themen der Anträge stimmen jedoch teilweise nicht überein. 
Während sich nach dem Antrag der SPD, FDP die Untersuchung 
der Kommission auf eine Reform der bundesstaatlichen Struktur 
beschränken soll, möchte der Antrag des Abgeordneten Dr. Lenz 
(Bergstraße) und der CDU 'CSU-Fraktion die Frage der Verfas- 
sungsreform ohne Beschränkung auf bestimmte Bereiche des 
Verfassungsrechts geprüft haben. Auch die Vorschläge zur 
Zusammensetzung der Kommission unterscheiden sich zum Teil. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt vor; 

1. Es wird auf beide Anträge nur eine Enquete-Kommission 
eingesetzt. 

2. Der Auftrag der Kommission ist so weit zu fassen, daß die 
Untersuchungsthemen beider Anträge darin enthalten sind. 
Die Kommission soll deshalb das Grundgesetz insgesamt auf 
die Notwendigkeit einer Reform überprüfen. Einmütig ist 
der Rechtsausschuß jedoch der Meinung, daß die Grund- 
prinzipien der Verfassung gewahrt bleiben sollen. 

3. Die Kommission setzt sich aus 

7 Mitgliedern des Deutschen Bundestages 
7 von der Länderseite zu benennenden Persönlichkeiten 
5 Sachverständigen 
zusammen. 
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C. Alternativen 

Eine Ausschußminderheit und der mitberatende Innenausschuß 
traten dafür ein, daß die Enquete-Kommission zuerst die Reform 
der bundesstaatlichen Struktur untersuchen und hierüber vorab 
zu berichten habe. 

D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den Antrag des Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) und 
der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Enquete-Kommission Verfassungsreform 

— Drucksache VI/653 — 

über den Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
betr. Enquete-Kommission zur Reform der bundesstaatlichen 

Struktur 

— Drucksache Vl/739 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Beermann und Vogel 


I. 

Die Anträge sind vom Deutschen Bundestag in 
seiner 56. Sitzung am 4. Juni 1970 an den Rechts- 
ausschuß federführend und an den Innenausschuß 
milberatend überwiesen worden. Der Rechtsaus- 
schuß hat die Anträge in seiner 18. Sitzung am 
17. Juni 1970, in seiner 19. Sitzung am 17. Septem- 
ber 1970 und in seiner 20. Sitzung am 24. Septem- 
ber 1970 beraten. Der mitberatende Innenausschuß 
hat eine Stellungnahme vom 17. September 1970 
abgegeben. 

II. 

1. Nach 5 74 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages kann der Bundestag zur Vorberei- 
tung von Entscheidungen über umfangreiche und 
bedeutsame Sachkomplexe eine Enquete-Kom- 
mission einsetzen. Auf Antrag eines Viertels 
seiner Mitglieder ist er dazu verpflichtet. 

Die beiden vorliegenden Anträge auf Einsetzung 
einer Enquete-Kommission gehen bei der Bestim- 
mung des Kommissionsauftrags teilweise ausein- 
ander. Während nach dem Antrag der Fraktionen 


der SPD, FDP die Reform der bundesstaatlichen 
Struktur das Untersuchungsthema der Kommis- 
sion sein soll, möchte der Antrag des Abgeordne- 
ten Dr. Lenz (Bergstraße) und der Fraktion der 
CDU/CSU die Frage einer Verfassungsreform 
ohne Beschränkung auf bestimmte Verfassungs- 
prubleme überprüft haben. 

Der Rechtsausschuß ist der Auffassung, daß nur 
eine Enquete-Kommission zur Durchführung bei- 
der Anträge eingerichtet werden soll. Die Un- 
tersuchungsthemen beider Anträge überschnei- 
den und ergänzen sich; beide betreffen Probleme 
der Verfassungsreform, so daß es sinnvoll ist, 
sie wegen ihres Sachzusammenhangs in einer 
Kommission zu behandeln. Der Rechtsausschuß 
schlägt deshalb vor, den Auftrag der Enquete- 
Kommission so weit zu fassen, daß die Unter- 
suchungsthemen beider Anträge darin enthalten 
sind. Einstimmig wurde im Ausschuß die Mei- 
nung vertreten, daß die Grundprinzipien des 
Grundgesetzes auch bei einer Verfassungsreform 
zu wahren seien und der Auftrag für die Kommis- 
sion dementsprechend einzuschränken sei. Unter 
dieser Voraussetzung soll die Enquete-Kommis- 
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Sion den Auftrag erhalten zu prüfen, ob und in- | 
wieweit es erforderlich ist, das Grundgesetz den 
gegenwärtigen und voraussehbaren zukünftigen ; 
Erfordernissen anzupassen. 

Eine Minderheit des Ausschusses und der mit- | 
beteiligte Innenausschuß schlugen vor, der En- 
quete-Kommission aufzugeben, zunächst vorran- 
gig eine Reform der bundesstaatlichen Struktur 
zu untersuchen und hierüber vorab gesondert 
zu berichten. Demgegenüber tritt eine Ausschuß- 
mehrheit dafür ein, die Enquete-Kommission 
selbst ihren Arbeitsplan bestimmen zu lassen und 1 
ihr keine sachlichen Einschränkungen für ihre 
Arbeit aufzuerlegen. 

2. Die vorgeschlagene Zahl und Zusammensetzung 
der Mitglieder der Kommission wird vom Rechts- 
ausschuß mit folgender Begründung einstimmig 
empfohlen: 

Im Interesse der Arbeitsfähigkeit des Gremiums 
soll die Mitgliederzahl möglichst beschränkt sein. 

In Übereinstimmung mit den beiden Anträgen 
geht der Ausschuß davon aus, daß die Kommis- 
sion aus Mitgliedern des Deutschen Bundestages, 
aus von den Ländern zu benennenden Persönlich- 
keiten und Sachverständigen bestehen soll. 
Wenn es sich auch bei der Enquete-Kommission 
um ein Gremium des Deutschen Bundestages han- 
delt, so werden doch neben den Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages paritätisch auch Län- 
dervertreter an der Kommission zu beteiligen 
sein, da die Prüfung einer Reform der bundes- 
staatlichen Verfassungsordnung Aufgabe der 
Kommission ist. Die beiden Anträge sehen zwei 
verschiedene vorschlagsberechtigte Institutionen 
auf der Länderseite vor. Nach dem Antrag des 
Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) und der 
Fraktion der CDU/CSU soll den Präsidenten der j 
Länderparlamente (Konferenz der Präsidenten | 
der deutschen Länderparlamente), nach dem An- 


trag der Fraktion der SPD, FDP dem Bundesrat 
das Benennungsrecht eingräumt werden. Sowohl 
die Ministerpräsidenten der Länder für den Bun- 
desrat wie auch die Präsidenten der deutschen 
Länderparlamente für die Landtage nehmen das 
Benennungsrecht für die von der Länderseite 
kommenden Mitglieder der Kommission in An- 
spruch. Der Rechtsausschuß ist der Auffassung, 
daß es Sache der Präsidenten der deutschen Län- 
derparlamente und der Ministerpräsidenten ist, 
sich in ihren Vorschlägen zur personellen Beset- 
zung der Enquete-Kommission abzustimmen. Der 
Ausschuß befürwortet es aber jedenfalls, daß in 
die Reihe der von den Ländern kommenden Mit- 
glieder der Kommission auch Vertreter der Län- 
derparlamente aufgenommen werden. Um die 
Enquete-Kommission noch in einer arbeitsfähi- 
gen Größe zu halten, können den Ländern je- 
doch insgesamt entsprechend der Zahl der be- 
teiligten Bundestagsmitgliedern nicht mehr als 
sieben Vertreter eingeräumt werden. Auch die 
Ministerpräsidenten der Länder sind auf ihre 
Konferenz vom 18. September 1970 nunmehr von 
dem zuerst gestellten Verlangen, 11 Länderver- 
treter in die Kommission zu entsenden, abgegan- 
gen und haben sich auf nur sieben Kommissions- 
mitglieder der Länder geeinigt. 

Bei der Berufung der fünf Sachverständigen 
sollte nach Meinung des Ausschusses wenigstens 
auch ein Vertreter der Gemeinden und Ge- 
meindeverbände beteiligt werden. Im übrigen 
kann davon abgesehen werden, bestimmte inter- 
essierte Gruppen und Organisationen bei der Zu- 
sammensetzung der Enquete-Kommission zu be- 
rücksichtigen. Die Enquete-Kommission hat bei 
ihrer Aufgabe auch Anhörungen durchzuführen. 
Institutionen mit verfassungspolitischen Inter- 
essen sollten deshalb grundsätzlich nicht in der 
Kommission vertreten sein, sondern in einer 
Anhörung vor der Kommission zu Worte kom- 
men. 


Bonn, den 29. September 1970 


Dr. Beermann Vogel 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Nach § 74 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages wird eine Enquete-Kommission mit 
dem Auftrag eingesetzt zu prüfen, ob und inwie- 
weit es erforderlich ist, das Grundgesetz den ge- 
genwärtigen und voraussehbaren zukünftigen 
Erfordernissen — unter Wahrung seiner Grund- 
prinzipien — anzupassen. 

2. Die Enquete-Kommission besteht aus 19 Mitglie- 
dern, und zwar aus 

a) 7 Mitgliedern des Deutschen Bundestages 

b) 7 von der Länderseite zu benennenden Per- 
sönlichkeiten 

c) 5 Sachverständigen. 

Bonn, den 29. September 1970 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Beermann Vogel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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